
Politisch kann man die Opposition sicherlich verstehen, 
wenn sie der Bundesregierung vorwirft, dass sie durch 
Änderungen und Streichungen das Manuskript des „Ar-
muts- und Reichtumsberichts“ gewissermaßen politisch 
entschärfen will. Der Vergleich der Fassung für die Ressort-
abstimmung innerhalb der Bundesregierung mit der jetzt 
vorliegenden überarbeiteten Fassung, die zur Stellung-
nahme an Verbände und Wissenschaftler geschickt wurde, 
zeigt: Bewertungen wie der Satz „Die Privatvermögen in 
Deutschland sind sehr ungleich verteilt“ wurden gestrichen, 
eine kritische Bewertung der Ungleichheit der Löhne wurde 
ersetzt durch die Behauptung, dass die Lohnentwicklung 
„Ausdruck struktureller Verbesserungen“ sei. 

Dennoch: Manipulationen sind das nicht, denn es wurden 
keine Zahlen gefälscht. Vielmehr handelt es sich um unter-
schiedliche politische Bewertungen. Dass das Bundesminis
terium für Arbeit und Soziales und das Wirtschaftsministerium 
nicht immer einer Meinung sind, ist kein Geheimnis und drückt 
sich in diesen Veränderungen des Entwurfs aus. Der Bundes-
regierung deswegen einen Vorwurf zu machen ist schwer 
nachvollziehbar. Denn dafür ist eine Ressort-Abstimmung ja 
da, dass sich einzelne Ressorts zu einem Bericht äußern kön-
nen und am Ende ein Bericht der gesamten Bundesregierung 
– und nicht nur der eines bestimmten Ministeriums – steht. 
Dass ein solcher Abstimmungsprozess inzwischen praktisch 
öffentlich ausgetragen wird, weil Entwürfe frühzeitig der 
Öffentlichkeit „übergeben“ werden, ist ein politisch interes
santes Phänomen, aus dem man aber wiederum gegenüber 
der Bundesregierung keinen Vorwurf ableiten kann.

Die ganze Aufregung verdeckt eine wesentlich interes
santere strukturelle Frage: Wie sinnvoll sind eigentlich 

derartige Regierungsberichte? Also Berichte, die einen 
Sachverhalt kritisch darstellen sollen. Wie etwa der 
Armuts- und Reichtumsbericht, aber auch der Kinder- und 
Jugendbericht, der Familien- oder der Altenbericht. Die 
eigentliche Frage lautet: Sollten solche Berichte und sach-
liche Bestandsaufnahmen nicht besser von unabhängigen 
Expertenkommissionen oder Sachverständigenräten erstellt 
werden als von der Regierung selbst, die definitionsgemäß 
politisch nicht unabhängig ist, und bestimmten Zwängen, 
wie eben einer Ressortabstimmung, unterliegt?

In anderen politischen Feldern, etwa der Wirtschafts- und 
Umweltpolitik, werden die großen Bestandsaufnahmen 
von unabhängigen Sachverständigenräten erledigt. Warum 
nicht auch auf den Feldern Sozial-, Familien-, Jugend- 
und Altenpolitik? Die Antwortet lautet: Es gibt für diese 
Unterschiede im Berichtswesen keinen sachlichen Grund, 
sondern nur Zufälle der Tradition.

Es wäre gut, wenn Opposition und Regierung die jetzige 
Aufregung zum Anlass nehmen würden, sich Gedanken 
über die Gesamtarchitektur des Berichts- und Sach-
verständigenwesens von Bundestag und Regierung zu 
machen. Ein Vorbild könnte der Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
sein: Dessen Gutachten werden unabhängig von der 
Bundesregierung erstellt, und anschließend nimmt die 
Bundesregierung dazu Stellung. Aus dieser Spannung 
erwächst zumindest gelegentlich ein interessanter 
Diskurs, und das Regierungshandeln wird am Ende vom 
Sachverstand des Rates beeinflusst. Dass Regierungs-
berichte einen solchen Einfluss haben ist hingegen ein 
ganz seltenes Ereignis.
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